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I. Ausgangslage
[Rz 1] Am 17. Juni 2016 hat der Bundesrat dem Gesetzesbeschluss des Bundestages zur Mo-
dernisierung des Besteuerungsverfahrens zugestimmt.1 Damit kann ab dem 1. Januar 2017 das
gesamte Besteuerungsverfahren – von der Steuererklärung bis zum Steuerbescheid – vollauto-
matisiert durchgeführt werden.2 Aber nicht nur das Steuerrecht wird von diesem grundlegen-
den Paradigmenwechsel erfasst. Im Rahmen der Befassung im Finanzausschuss des Bundestages,
quasi in letzter Minute, wurde dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens die
parallele Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes (VwVfG) und des Zehnten
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB X) beigefügt.3 Damit ist nun in allen drei Verfahrensordnungen die
Möglichkeit von vollautomatisierten Verwaltungsverfahren vorgesehen.4
[Rz 2] Im vorliegenden Beitrag werden die Änderungen zur Einführung von vollautomatisier-
ten Verwaltungsverfahren (II) und zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten über Behördenpor-
tale (III) in der Abgabenordnung (AO), im VwVfG und im SGB X vorgestellt und miteinander
verglichen, gefolgt von einem Fazit (IV).
1 BR-Drs. 255/16 (Beschluss). Die Dokumente zum Gesetzgebungsverfahren sind abrufbar unter http://dipbt.
bundestag.de/extrakt/ba/WP18/712/71245.html (alle Internetadressen zuletzt abgerufen am 20. Juni 2016). Das
Gesetz wurde am 22. Juli 2016 verkündet; vgl. BGBl. I 2016, S. 1679.
2 Vgl. auch Nadja Braun Binder, Auf dem Weg zum vollautomatisierten Besteuerungsverfahren in Deutschland, in:
Jusletter IT 25. Mai 2016, Rz. 5 ﬀ.
3 Art. 19 und Art. 20 des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens. Vgl. auch Beschlussempfehlung
und Bericht des Finanzausschusses vom 11. Mai 2016, BT-Drs. 18/8434.
4 Vgl. auch Nadja Braun Binder, Vollständig automatisierter Erlass eines Verwaltungsaktes und Bekanntgabe
über Behördenportale, DÖV 2016 (i.E.). Zu den drei Säulen des Verwaltungsverfahrensrechts in Deutschland vgl.
Michael Sachs, in: Paul Stelkens/Heinz Joachim Bonk/Michael Sachs (Hrsg.), VwVfG, 8. Aufl. 2014, Einl. Rn. 50 ﬀ.
2
Nadja Braun Binder, Weg frei für vollautomatisierte Verwaltungsverfahren in Deutschland, in: Jusletter IT 22.
September 2016
II. Vollautomatisierte Verwaltungsverfahren
1. Die Regelung in der AO
[Rz 3] Die Grundlage für vollautomatisierte Steuerverwaltungsverfahren wird u.a. durch eine
Ergänzung der Bestimmungen über die «besonderen Steuerverwaltungsakte» (§§ 155 ﬀ. AO) ge-
schaﬀen,5 und zwar in Form einer neuen Fassung des § 155 Abs. 4 AO.6 Diese lautet:
«Die Finanzbehörden können Steuerfestsetzungen sowie Anrechnungen von Steuerabzugs-
beträgen und Vorauszahlungen auf der Grundlage der ihnen vorliegenden Informationen
und der Angaben des Steuerpflichtigen ausschließlich automationsgestützt vornehmen, be-
richtigen, zurücknehmen, widerrufen, aufheben oder ändern, soweit kein Anlass dazu be-
steht, den Einzelfall durch Amtsträger zu bearbeiten. Das gilt auch
1. für den Erlass, die Berichtigung, die Rücknahme, den Widerruf, die Aufhebung und
die Änderung von mit den Steuerfestsetzungen sowie Anrechnungen von Steuerab-
zugsbeträgen und Vorauszahlungen verbundenen Verwaltungsakten sowie,
2. wenn die Steuerfestsetzungen sowie Anrechnungen von Steuerabzugsbeträgen und
Vorauszahlungen mit Nebenbestimmungen nach § 120 versehen oder verbunden wer-
den, soweit dies durch eine Verwaltungsanweisung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen oder der obersten Landesfinanzbehörden allgemein angeordnet ist.
Ein Anlass zur Bearbeitung durch Amtsträger liegt insbesondere vor, soweit der Steuer-
pflichtige in einem dafür vorgesehenen Abschnitt oder Datenfeld der Steuererklärung An-
gaben im Sinne des § 150 Absatz 7 gemacht hat. Bei vollständig automationsgestütztem
Erlass eines Verwaltungsakts gilt die Willensbildung über seinen Erlass und über seine Be-
kanntgabe im Zeitpunkt des Abschlusses der maschinellen Verarbeitung als abgeschlossen.»
[Rz 4] Von Bedeutung ist ferner die neue Fassung des § 150 Abs. 7 AO:
«Können Steuererklärungen, die nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abgegeben oder
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung übermittelt wer-
den, nach § 155 Absatz 4 Satz 1 zu einer ausschließlich automationsgestützten Steuerfest-
setzung führen, ist es dem Steuerpflichtigen zu ermöglichen, Angaben, die nach seiner Auf-
fassung Anlass für eine Bearbeitung durch Amtsträger sind, in einem dafür vorgesehenen
Abschnitt oder Datenfeld der Steuererklärung zu machen. Daten, die von mitteilungspflich-
tigen Stellen nach Maßgabe des § 93c an die Finanzverwaltung übermittelt wurden, gelten
als Angaben des Steuerpflichtigen, soweit er nicht in einem dafür vorzusehenden Abschnitt
oder Datenfeld der Steuererklärung abweichende Angaben macht.»
[Rz 5] Schließlich ist die Ergänzung eines fünften Absatzes in den Bestimmungen zum Untersu-
chungsgrundsatz (§ 88 AO) zu erwähnen. § 88 Abs. 5 AO lautet:
«Die Finanzbehörden können zur Beurteilung der Notwendigkeit weiterer Ermittlungen
und Prüfungen für eine gleichmäßige und gesetzmäßige Festsetzung von Steuern und Steu-
ervergütungen sowie Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen und Vorauszahlungen auto-
5 Zur Unterscheidung zwischen allgemeinen und besonderen Steuerverwaltungsakten vgl. Dieter Birk/Marc
Desens/Henning Tappe, Steuerrecht, 18. Aufl. Heidelberg 2015, Rn. 378.
6 Die in diesem Beitrag behandelten Bestimmungen treten alle zum 1. Januar 2017 in Kraft, vgl. Art. 23 Abs. 1 des
Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens. Vgl. für eine ausführliche Darstellung der geänderten
Bestimmungen in der AO sowie kritische Anmerkungen dazu Nadja Braun Binder, Ausschließlich automationsge-
stützt erlassene Steuerbescheide und Bekanntgabe durch Bereitstellung zum Datenabruf, DStZ 2016, 526 ﬀ.
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mationsgestützte Systeme einsetzen (Risikomanagementsysteme). Dabei soll auch der
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung berücksichtigt werden. Das Risikoma-
nagementsystem muss mindestens folgende Anforderungen erfüllen:
1. die Gewährleistung, dass durch Zufallsauswahl eine hinreichende Anzahl von Fällen
zur umfassenden Prüfung durch Amtsträger ausgewählt wird,
2. die Prüfung der als prüfungsbedürftig ausgesteuerten Sachverhalte durch Amtsträger,
3. die Gewährleistung, dass Amtsträger Fälle für eine umfassende Prüfung auswählen
können,
4. die regelmäßige Überprüfung der Risikomanagementsysteme auf ihre Zielerfüllung.
Einzelheiten der Risikomanagementsysteme dürfen nicht veröﬀentlicht werden, soweit dies
die Gleichmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit der Besteuerung gefährden könnte. Auf dem Ge-
biet der von den Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwalteten Steuern legen
die obersten Finanzbehörden der Länder die Einzelheiten der Risikomanagementsysteme
zur Gewährleistung eines bundeseinheitlichen Vollzugs der Steuergesetze im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen fest.»
[Rz 6] Mit diesen Bestimmungen wird die Möglichkeit eingeführt, Steuerfestsetzungen sowie
Anrechnungen von Steuerabzugsbeiträgen und Vorauszahlungen ausschließlich automationsge-
stützt durchzuführen, soweit kein Anlass dazu besteht, den Einzelfall durch Amtsträger zu be-
arbeiten (§ 155 Abs. 4 Satz 1 AO). Gleiches gilt für Verwaltungsakte, die mit den Steuerfestset-
zungen sowie Anrechnungen von Steuerabzugsbeiträgen und Vorauszahlungen verbunden sind
(§ 155 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 AO). Auch Korrekturen der erwähnten Verwaltungsakte können künf-
tig ausschließlich automationsgestützt durchgeführt werden (§ 155 Abs. 4 Satz 1 bzw. Satz 2 AO).
Ferner können Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt (§ 120 AO) ausschließlich automati-
onsgestützt erlassen werden, soweit dies durch eine Verwaltungsanweisung des Bundesfinanz-
ministeriums oder der obersten Landesfinanzbehörden allgemein angeordnet ist (§ 155 Abs. 4
Satz 2 Nr. 2 AO). Soweit eine solche Verwaltungsanweisung bewirkt, dass für die Entscheidung
über die Nebenbestimmung kein Ermessensspielraum (§ 5 AO) besteht, kann diese problemlos
vollautomatisiert erlassen werden.7
[Rz 7] Nach den Erläuterungen ist mit der Formulierung «ausschließlich automationsgestützt»
gemeint, dass keine Prüfung durch Amtsträger stattfindet.8Diesem Begriﬀsverständnis entspricht
die Formulierung «vollständig durch automatische Einrichtungen» im neuen § 35a VwVfG bzw.
im neuen § 31a SGB X.9In allen drei Verfahrensordnungen sind damit Verfahren gemeint, bei
denen alle Verfahrensschritte innerhalb der Verwaltung zu jedem Zeitpunkt ohne personelle Be-
arbeitung auskommen. In einzelnen Fällen ist die Steuererklärung allerdings manuell zu bear-
beiten. Die persönliche Bearbeitung kann durch das Risikomanagementsystem (RMS) ausgelöst
werden (§ 88 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 und 2 AO), durch entsprechende Auswahl eines Amtsträgers
(§ 88 Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 AO), oder durch Eintrag der steuerpflichtigen Person in ein «qualifizier-
tes Freitextfeld» (§ 155 Abs. 4 Satz 3 i.V.m. § 150 Abs. 7 Satz 1 AO).10
7 BT-Drs. 18/7457, S. 83.
8 BT-Drs. 18/7457, S. 82.
9 Braun Binder (Fn. 4).
10 BT-Drs. 18/7457, S. 79.
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[Rz 8] Grundlagen für das vollautomatisierte Verfahren bilden die Angaben des Steuerpflichtigen
aus der elektronischen Steuererklärung und die der Finanzbehörde bereits vorliegenden Informa-
tionen (§ 155 Abs. 4 Satz 1 AO). Zur zweiten Kategorie zählen auch die der Finanzverwaltung von
Dritten übermittelten Daten (§ 93c AO).11 Diese gelten als Daten des Steuerpflichtigen, soweit er
nicht in einem dafür vorgesehenen Datenfeld der Steuererklärung abweichende Angaben macht
(§ 150 Abs. 7 Satz 2 AO). Damit ist für den Fall, dass die Daten aus unterschiedlichen Quel-
len nicht miteinander übereinstimmen, die Rangfolge grundsätzlich zugunsten der von Dritten
übermittelten Daten festgelegt. Macht der Steuerpflichtige in dem dafür vorgesehenen Feld ab-
weichende Angaben, führt dies zu einer Aussteuerung der Steuererklärung und damit zu einer
Prüfung durch Amtsträger.12
[Rz 9] In § 155 Abs. 4 Satz 4 AO wird schließlich die Willensbildung über den Erlass des Verwal-
tungsaktes und über seine Bekanntgabe im Zeitpunkt des Abschlusses der maschinellen Verar-
beitung als abgeschlossen fingiert. Das ist zum einen von Bedeutung für das nachträgliche Be-
kanntwerden von Tatsachen i.S.d. § 173 Abs. 1 AO.13 Zum anderen stellt die Bestimmung indi-
rekt klar, dass es sich bei ausschließlich automationsgestützt erlassenen Verwaltungsakten um
Verwaltungsakte i.S.d. § 118 Satz 1 AO handelt. Dies hätte ansonsten als problematisch erachtet
werden können, da aufgrund der Vollautomatisierung eine behördliche Willensbetätigung nur
schwer feststellbar ist.14
[Rz 10] Zur Kompensation der mit einer vollautomatisierten Bearbeitung einhergehenden Abstri-
che am Untersuchungsgrundsatz (§ 88 AO) kann die Finanzverwaltung RMS einsetzen.15 RMS
sollen Fälle mit einem signifikanten Risiko ausfiltern und einer manuellen Überprüfung durch
einen Sachbearbeiter zuführen (§ 88 Abs. 5 Satz 1 AO). Gemäß § 88 Abs. 5 Satz 2 AO soll dabei
auch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung berücksichtigt werden.16 Gesetzlich
vorgegeben ist, dass die RMS eine hinreichende Anzahl zufällig ausgewählter Fälle zur umfassen-
den Prüfung durch Amtsträger bestimmen (§ 88 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 AO). Weiter sind im Gesetz
nur allgemeine Mindestanforderungen vorgesehen: Das RMS muss die personelle Prüfung der
ausgesteuerten Fälle und eine zusätzliche personelle Fallauswahl ermöglichen (§ 88 Abs. 5 Satz
3 Nr. 2 und 3 AO). Außerdem ist das RMS regelmäßig auf seine Zielerfüllung hin zu überprü-
fen (§ 88 Abs. 5 Satz 3 Nr. 4 AO). Schließlich ist vorgesehen, dass Einzelheiten der RMS nicht
veröﬀentlicht werden dürfen, soweit dadurch die Gleichmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit der Be-
steuerung beeinträchtigt werden könnte (§ 88 Abs. 5 Satz 4 AO).17
11 BT-Drs. 18/7457, S. 82.
12 BT-Drs. 18/8434, S. 122.
13 Lukas Münch, Außergerichtlicher Rechtsschutz bei Korrekturen gemäß § 129 AO und § 173 AO nach faktischer
Selbstveranlagung, DStR 2013, 2150, 2155; Roman Seer, Modernisierung des Besteuerungsverfahrens, StuW 2015,
315, 323. Zum Zeitpunkt der Willensbildung über die Bekanntgabe des ausschließlich automationsgestützt erlas-
senen Verwaltungsaktes vgl. Nadja Braun Binder, Elektronische Bekanntgabe von Verwaltungsakten über Behör-
denportale, NVwZ 2016, 342, 343.
14 Vgl. dazu Nadja Braun Binder, Vollautomatisierte Verwaltungsverfahren im allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
recht?, NVwZ 2016, 960, 963.
15 BT-Drs. 18/7457, S. 48 f. und 69 f.
16 Diese Vorgabe hat im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens heftige Kritik auf sich gezogen. Dennoch wurde sie
beibehalten. Vgl. dazu ausführlich Braun Binder (Fn. 6), 530 f.
17 Auch die spärlichen Kontrollvorgaben sowie das Geheimhaltungsgebot wurden heftig kritisiert, ohne dass dies
zu einer Anpassung des Gesetzesentwurfs geführt hätte. Vgl. dazu ausführlich Braun Binder (Fn. 6), 531 f. sowie
Braun Binder (Fn. 2), Rz. 11 f.
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2. Die Regelung im VwVfG
[Rz 11] Im VwVfG wurde die Grundlage für vollautomatisierte Verwaltungsverfahren in unmit-
telbarer Nähe zu der Bestimmung geschaﬀen, die den Begriﬀ und die Merkmale des Verwaltungs-
aktes enthält (§ 35 VwVfG). Der neue § 35a VwVfG besteht aus folgendem Satz:18
«Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch automatische Einrichtungen erlassen werden,
sofern dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist und weder ein Ermessen noch ein Beurtei-
lungsspielraum besteht.»
[Rz 12] Von Bedeutung ist außerdem die Ergänzung in § 24 VwVfG, der Grundlage des Untersu-
chungsgrundsatzes im allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes. § 24 Abs. 1 Satz 3
VwVfG lautet:
«Setzt die Behörde automatische Einrichtungen zum Erlass von Verwaltungsakten ein, muss
sie für den Einzelfall bedeutsame tatsächliche Angaben des Beteiligten berücksichtigen, die
im automatischen Verfahren nicht ermittelt würden.»
[Rz 13] Im neuen § 35a VwVfG kommt zum Ausdruck, dass es sich bei vollautomatisiert erlasse-
nen Verwaltungsakten um Verwaltungsakte i.S. von § 35 VwVfG handelt. Demnach sind die ent-
sprechenden Vorschriften über Verwaltungsakte anwendbar.19 Ferner enthält § 35a VwVfG laut
den Erläuterungen einen «Gesetzesvorbehalt», der «angesichts des weiten Anwendungsbereiches
des VwVfG sicherstellen» soll, «dass nur geeignete Verfahren für eine vollständig automatisier-
te Bearbeitung zugelassen werden».20 Schließlich wird festgelegt, dass Verwaltungsakte nur bei
gebundenen Entscheidungen und wenn kein Beurteilungsspielraum besteht, vollautomatisiert
erlassen werden dürfen.21
[Rz 14] Mit der Ergänzung des § 24 Abs. 1 VwVfG um einen dritten Satz wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass infolge der vollautomatisierten Bearbeitung grundsätzlich keine Be-
rücksichtigung individueller Fallkonstellationen möglich ist. Die aus dem Untersuchungsgrund-
satz folgende Vorgabe, für den Einzelfall bedeutsame tatsächliche Angaben des Betroﬀenen zu
beachten, soll damit umgesetzt werden.22 Gleichzeitig ist die mit der Vollautomatisierung ange-
strebte Eﬃzienzsteigerung nicht zu gefährden. Deshalb sind zwar individuelle Angaben von Be-
teiligten zu ermöglichen. Allerdings sind die Behörden zu einer personellen Weiterbearbeitung
nur verpflichtet, wenn die Angaben für den Einzelfall von Bedeutung sind.23
3. Die Regelung im SGB X
[Rz 15] Auch im SGB X folgt die Grundlage für vollautomatisierte Verwaltungsverfahren unmit-
telbar nach der Bestimmung mit dem Begriﬀ und den Merkmalen des Verwaltungsaktes (§ 31
SGB X), der wortgleichen Parallelbestimmung zu § 35 VwVfG. Der neue § 31a SGB X lautet:
18 Vgl. für eine ausführliche Darstellung der geänderten Bestimmungen im VwVfG sowie kritische Anmerkungen
dazu Braun Binder (Fn. 4).
19 BT-Drs. 18/8434, S. 132.
20 BT-Drs. 18/8434, S. 132.
21 Zu den Auslegungsschwierigkeiten dieser Vorgabe vgl. Braun Binder (Fn. 4).
22 BT-Drs. 18/8434, S. 131.
23 BT-Drs. 18/8434, S. 131 f.
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«Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch automatische Einrichtungen erlassen werden,
sofern kein Anlass besteht, den Einzelfall durch Amtsträger zu bearbeiten. Setzt die Behörde
automatische Einrichtungen zum Erlass von Verwaltungsakten ein, muss sie für den Einzel-
fall bedeutsame tatsächliche Angaben des Beteiligten berücksichtigen, die im automatischen
Verfahren nicht ermittelt würden.»
[Rz 16] Wie mit § 35a VwVfG wird auch im SGB X mit dieser Bestimmung klargestellt, dass ein
vollautomatisiert erlassener Sozialverwaltungsakt einen Verwaltungsakt i.S. des § 31 SGB X dar-
stellt.24 Gemäß Erläuterungen wird durch die Einschränkung «sofern kein Anlass besteht, den
Einzelfall durch Amtsträger zu bearbeiten» zum Ausdruck gebracht, dass ein Verwaltungsakt
nicht vollautomatisiert erlassen werden darf, «wenn das anzuwendende materielle Recht eine Er-
messensentscheidung oder einen Beurteilungsspielraum vorsieht oder wenn die Subsumtion un-
ter einen konkreten Tatbestand nicht durch automatische Einrichtungen erfolgen kann».25 Der
Untersuchungsgrundsatz gilt auch im vollautomatisierten Sozialverwaltungsverfahren. Um des-
sen Anforderungen Rechnung zu tragen, wird in Satz 2 ergänzt, dass für den Einzelfall bedeutsa-
me tatsächliche Angaben des Betroﬀenen zu beachten sind. Diese Ergänzung ist durch dieselben
Erwägungen motiviert, wie die Ergänzung des Untersuchungsgrundsatzes in § 24 Abs. 1 Satz 3
VwVfG.26
4. Vergleich der drei Regelungen
[Rz 17] Die AO enthält keine Parallelbestimmung zu § 35a VwVfG und § 31a SGB X. Zwar ist
in allen drei Verfahrensordnungen die Möglichkeit des Erlasses vollautomatisierter Verwaltungs-
akte vorgesehen. Während im VwVfG und im SGB X grundsätzlich alle Verwaltungsakte erfasst
werden, die in Verwaltungsverfahren (§ 9 VwVfG bzw. § 8 SGB X) erlassen werden, bezieht sich
die Regelung in der AO ausschließlich auf das Steuerfestsetzungsverfahren und betriﬀt daher
lediglich die besonderen Steuerverwaltungsakte. Dazu zählt mit jährlich mehr als 120 Mio. Steu-
erbescheiden allerdings die Mehrheit der Steuerverwaltungsakte.27 Aus den Bestimmungen im
VwVfG und im SGB X wird dagegen nicht klar, welche Verwaltungsakte tatsächlich vollauto-
matisiert erlassen werden sollen. Dies bedarf noch einer künftigen Präzisierung im betroﬀenen
Fachrecht.
[Rz 18] Nach demWortlaut enthält § 35a VwVfG eine weder in der AO noch im SGB X ausdrück-
lich vorgesehene Beschränkung auf den Erlass von Verwaltungsakten soweit weder Ermessens-
noch Beurteilungsspielräume vorliegen. Es ist aber davon auszugehen, dass der Gesetzgeber aus-
schließlich automationsgestützt erlassene Steuerverwaltungsakte ebenfalls auf gebundene Ent-
scheidungen ohne Beurteilungsspielraum beschränken wollte. So legt es zumindest die Begrün-
dung des Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung nahe.28 Für die Sozialverwaltungsakte er-
gibt sich die Beschränkung auf gebundene Entscheidungen ohne Beurteilungsspielraum ausweis-
24 BT-Drs. 18/8434, S. 130. Siehe auch oben Rz. 13.
25 BT-Drs. 18/8434, S. 130.
26 BT-Drs. 18/8434, S. 130. Siehe auch oben Rz. 14.
27 Birk/Desens/Tappe (Fn. 5), Rn. 378; Roman Seer, in: Klaus Tipke/Joachim Lang (Hrsg.), Steuerrecht, 22. Aufl.
2015, § 21 Rn. 5.
28 BT-Drs. 18/7457, S. 83. Vgl. auch Braun Binder (Fn. 14), 961 und 963.
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lich der Begründung aus dem Vorbehalt «sofern kein Anlass besteht, den Einzelfall durch Amts-
träger zu bearbeiten» in § 31a Satz 1 SGB X.29
[Rz 19] Auch hinsichtlich der Regelung zum Untersuchungsgrundsatz unterscheiden sich die Be-
stimmungen im VwVfG, SGB X und in der AO. § 24 Abs. 1 Satz 3 VwVfG und § 31a Satz 2 SGB
X enthalten zwar den wortgleichen Satz. Unklar ist, weshalb dieser Satz nicht in beiden Verfah-
rensordnungen an derselben Stelle ergänzt wurde. Die bislang wortgleiche Parallelbestimmung
zu § 24 VwVfG stellt § 20 SGB X dar. Diese hätte entsprechend der Anpassung im VwVfG ergänzt
werden können. Genauso gut hätte die Ergänzung im VwVfG Eingang in den neuen § 35a VwVfG
finden können. Soweit ersichtlich ist mit der unterschiedlichen Systematik im VwVfG und SGB
X allerdings keine Unterscheidung in materieller Hinsicht beabsichtigt.
[Rz 20] Die neuen Bestimmungen zum Untersuchungsgrundsatz in der AO unterscheiden sich
gleich in mehrerlei Hinsicht von jenen im VwVfG und im SGB X. So ist in § 24 Abs. 1 Satz 3
VwVfG bzw. in § 31a Satz 2 SGB X der Aspekt enthalten, dass die Angaben des Beteiligten nur
zu einer personellen Weiterbearbeitung führen, wenn sie für den Einzelfall von Bedeutung sind.
Demgegenüber ist in § 150 Abs. 7 AO vorgesehen, dass in einem qualifizierten Freitextfeld Anga-
ben durch die Steuerpflichtigen gemacht werden können. § 155 Abs. 4 Satz 3 AO hält fest, dass
ein Eintrag in diesem Freitextfeld als Anlass zur Bearbeitung durch Amtsträger zu qualifizieren
ist. Fraglich ist allerdings, ob die Berücksichtigungspflicht von Einträgen im Freitextfeld dazu
führt, dass jeder ausgesteuerte Vorgang zwingend manuell weiter zu bearbeiten ist. Das würde
der Intention des Gesetzgebers klar zuwiderlaufen. Das Gesetz zur Modernisierung des Besteue-
rungsverfahrens soll zu einer Eﬃzienzsteigerung führen,30 und gerade nicht zu einer Zunahme
der personell zu bearbeitenden Steuerfestsetzungen. Auch aus dem Grundsatz der Gleichmäßig-
keit und Gesetzmäßigkeit der Besteuerung (§ 85 AO)31 lässt sich für den Fall einer Aussteuerung
aufgrund von § 150 Abs. 7 Satz 1 AO bzw. § 155 Abs. 4 Satz 3 AO keine andere Bearbeitung
fordern als eine Bearbeitung in Verfahren, die nicht ausschließlich automationsgestützt durchge-
führt werden.32 Soweit also eine automationsgestützte Bearbeitung in solchen «herkömmlichen»
Verfahren zulässig ist, muss sie auch für die Weiterbearbeitung eines ursprünglich ausschließlich
automationsgestützt begonnenen Verfahrens, das aufgrund einer Eingabe im Freitextfeld zur per-
sonellen Prüfung ausgesteuert wird, zulässig sein. Zwischen den unterschiedlichen Formulierun-
gen in § 150 Abs. 7 Satz 1 AO bzw. § 155 Abs. 4 Satz 3 AO auf der einen Seite und § 41 Abs. 2 Satz
3 VwVfG bzw. § 31a Satz 2 SGB X auf der anderen Seite ist folglich kein materieller Unterschied
auszumachen. In allen drei Verfahrensordnungen kann nach einer Aussteuerung und Prüfung
durch einen Sachbearbeiter eine automatisierte Weiterbearbeitung gewählt werden, sofern die
Voraussetzungen für eine automatisierte Bearbeitung gegeben sind. Der gänzliche Verzicht auf
die Beachtung eines Prüfhinweises wäre demgegenüber mit dem Untersuchungsgrundsatz nicht
mehr vereinbar.
[Rz 21] Schließlich ist zur Sicherstellung des Untersuchungsgrundsatzes im Rahmen von vollau-
tomatisierten Besteuerungsverfahren in § 88 Abs. 5 AO der Einsatz von RMS vorgesehen. Damit
geht der Gesetzgeber bei der Regelung in der AO von präziseren Vorstellungen aus als bei der
29 Siehe oben Rz. 16.
30 BT-Drs. 18/8434, S. 1; BT-Drs. 18/7457, S. 1.
31 Vgl. Johanna Hey, in: Klaus Tipke/Joachim Lang (Hrsg.), Steuerrecht, 22. Aufl. 2015, § 3 Rn. 110 ﬀ.
32 Vgl. zu diesen Überlegungen auch Braun Binder (Fn. 6), 528 f.
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Regelung im VwVfG und im SGB X. An die Stelle des Grundsatzes der Einzelfallprüfung tritt
eine automationsgestützte Risikobeurteilung.
III. Bekanntgabe von Verwaltungsakten über Behördenportale
1. Die Regelung in der AO
[Rz 22] Unmittelbar nach der Bestimmung über die Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten
(§ 122 AO) folgt ein neuer § 122a AO:33
«(1) Verwaltungsakte können mit Einwilligung des Beteiligten oder der von ihm bevoll-
mächtigten Person bekannt gegeben werden, indem sie zum Datenabruf durch Datenfern-
übertragung bereitgestellt werden. (2) Die Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die
Zukunft widerrufen werden. Der Widerruf wird der Finanzbehörde gegen- über erst wirk-
sam, wenn er ihr zugeht. (3) Für den Datenabruf hat sich die abrufberechtigte Person nach
Maßgabe des § 87a Absatz 8 zu authentisieren. (4) Ein zum Abruf bereitgestellter Verwal-
tungsakt gilt am dritten Tag nach Absendung der elektronischen Benachrichtigung über die
Bereitstellung der Daten an die abrufberechtigte Person als bekannt gegeben. Im Zweifel hat
die Behörde den Zugang der Benachrichtigung nachzuweisen. Kann die Finanzbehörde den
von der abrufberechtigten Person bestrittenen Zugang der Benachrichtigung nicht nachwei-
sen, gilt der Verwaltungsakt an dem Tag als bekannt gegeben, an dem die abrufberechtigte
Person den Datenabruf durchgeführt hat. Das Gleiche gilt, wenn die abrufberechtigte Per-
son unwiderlegbar vorträgt, die Benachrichtigung nicht innerhalb von drei Tagen nach der
Absendung erhalten zu haben.»
[Rz 23] § 122a Abs. 1 AO enthält die Grundlage dafür, dass elektronische Steuerverwaltungsakte
über Behördenportale bekanntgegeben werden können. Der Verwaltungsakt soll nicht versendet
werden. Stattdessen erhält die zumAbruf berechtigte Person eine elektronische Benachrichtigung
mit der Information, dass der Verwaltungsakt zum Abruf bereitsteht.34 Der Steuerpflichtige oder
die von ihm bevollmächtigte Person kann sich sodann im entsprechenden Portal der Finanzver-
waltung authentifizieren, um den Verwaltungsakt dort abzurufen. Die Bekanntgabe durch Be-
reitstellung zum Datenabruf beruht auf Freiwilligkeit. Die (einmalige) Einwilligung kann durch
die steuerpflichtige Person oder die von ihr bevollmächtigte Person jederzeit mit Wirkung für die
Zukunft widerrufen werden.35 In § 122a Abs. 4 Satz 1 AO wird der Zeitpunkt der Bekanntgabe
am dritten Tag nach Absendung der Benachrichtigung fingiert. In Zweifelsfällen hat die Behörde
den Zugang der Benachrichtigung nachzuweisen (§ 122a Abs. 4 Satz 2 AO). Gelingt ihr dies nicht,
wird als Bekanntgabezeitpunkt auf den tatsächlichen Datenabruf abgestellt (§ 122a Abs. 4 Satz
3 AO). Gleiches gilt, wenn die abrufberechtigte Person unwiderlegbar vorträgt, die Benachrichti-
gung nicht innerhalb von drei Tagen erhalten zu haben (§ 122a Abs. 4 Satz 4 AO).
33 Vgl. für kritische Anmerkungen zu dieser Bestimmung auch Braun Binder (Fn. 6), 534 f.
34 Zum Inhalt dieser Benachrichtigung Braun Binder (Fn. 13), 343.
35 Braun Binder (Fn. 13), 343.
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2. Die Regelung im VwVfG
[Rz 24] Die Bestimmung über die Bekanntgabe von Verwaltungsakten (§ 41 VwVfG) wird um
einen neuen Absatz ergänzt. § 41 Abs. 2a VwVfG lautet:
«Mit Einwilligung des Beteiligten kann ein elektronischer Verwaltungsakt dadurch bekannt
gegeben werden, dass er vom Beteiligten oder seinem Bevollmächtigten über öﬀentlich zu-
gängliche Netze abgerufen wird. Die Behörde hat zu gewährleisten, dass der Abruf nur nach
Authentifizierung der berechtigten Person möglich ist und der elektronische Verwaltungsakt
von ihr gespeichert werden kann. Der Verwaltungsakt gilt am Tag nach dem Abruf als be-
kannt gegeben. Wird der Verwaltungsakt nicht innerhalb von zehn Tagen nach Absendung
einer Benachrichtigung über die Bereitstellung abgerufen, wird diese beendet. In diesem Fall
ist die Bekanntgabe nicht bewirkt; die Möglichkeit einer erneuten Bereitstellung zum Abruf
oder der Bekanntgabe auf andere Weise bleibt unberührt.»
[Rz 25] Die Bekanntgabe im Abrufverfahren basiert auch im VwVfG auf Freiwilligkeit, d.h. es
wird eine vorherige Einwilligung der betroﬀenen Person vorausgesetzt. Die Regelung schreibt
vor, dass die Behörde den elektronischen Verwaltungsakt in einer Art und Weise zum Abruf be-
reitstellt, dass der Verwaltungsakt nur von der betroﬀenen Person oder ihrem Bevollmächtigten
nach entsprechender Authentifizierung abgerufen werden kann. Zur Klärung der Frage, welche
Identifizierungsmittel geeignet sind, wird in den Erläuterungen auf die Handreichung mit Emp-
fehlungen für die Zuordnung von Vertrauensniveaus des IT-Planungsrates36 verwiesen.37 Der
Zeitpunkt der Bekanntgabe wird an den tatsächlichen Abruf des Verwaltungsaktes geknüpft. Da
ein Abruf auch am Abend erfolgen kann, ist eine Bekanntgabefiktion am Tag nach dem Abruf
vorgesehen.38 Die abrufberechtigte Person wird mit einer Benachrichtigung auf die Bereitstel-
lung zum Abruf aufmerksam gemacht. Wenn sie den elektronischen Verwaltungsakt nicht in-
nerhalb von zehn Tagen nach Versand der Benachrichtigung abruft, ist der Verwaltungsakt nicht
bekanntgegeben. Die Bereitstellung wird beendet. Es steht der Behörde frei, den Verwaltungsakt
anschließend noch einmal im Abrufverfahren oder anderweitig bekanntzugeben. Diese Vorgaben
dienen dazu, eine bewusste Verzögerung oder Vereitelung der Bekanntgabe eines Verwaltungs-
aktes durch die abrufberechtigte Person zu verhindern.39
3. Die Regelung im SGB X
[Rz 26] Die Bestimmung über die Bekanntgabe von Sozialverwaltungsakten (§ 37 SGB X) wird
um einen neuen Absatz ergänzt. § 37 Abs. 2a SGB X enthält praktisch denselben Wortlaut wie
§ 41 Abs. 2a VwVfG. Der einzige Unterschied findet sich in Satz 1. In § 37 Abs. 2a Satz 1 SGB
X wird der Plural anstelle des Singular verwendet: «Mit Einwilligung des Beteiligten können elek-
tronische Verwaltungsakte dadurch bekannt gegeben werden [. . . ]» [Hervorhebung nur hier]. Der
übrige Wortlaut der beiden Bestimmungen ist identisch. Auch die Erläuterungen zu § 37 Abs. 2a
36 Abrufbar unter http://www.it-planungsrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/Projekte/Steuerungsprojekte/eID/
Handreichung_Vertrauensniveaus.pdf.
37 BT-Drs. 18/8434, S. 132.
38 Vgl. BT-Drs. 18/8434, S. 132.
39 Vgl. BT-Drs. 18/8434, S. 132. Vgl. zur Gefahr der Einflussnahme der abrufberechtigten Person auf den Bekanntga-
bezeitpunkt auch Braun Binder (Fn. 13), 345.
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SGB X stimmen mit jenen zu § 41 Abs. 2a VwVfG überein.40 Es kann somit hier auf das oben
Gesagte verwiesen werden.41
4. Vergleich der drei Regelungen
[Rz 27] Im Unterschied zur Neuregelung in § 41 Abs. 2a VwVfG und § 37 Abs. 2a SGB X wird
der Zeitpunkt der Bekanntgabe in der AO grundsätzlich nicht an den tatsächlichen Abruf des
Verwaltungsaktes geknüpft.42 Mit der Drei-Tages-Fiktion ist in der AO eine Regel vorgesehen,
die zur wirksamen Bekanntgabe keine Mitwirkung des Steuerpflichtigen voraussetzt. Die be-
reichsspezifische Regelung im Steuerverfahrensrecht wird damit begründet, dass ohne gesetz-
liche Bekanntgabefiktion im Steuerbescheid nicht bereits die Fälligkeit der Einkommensteuer-
Abschlusszahlung bestimmt werden könnte (§ 36 Abs. 4 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes
[EStG]).43 Die Regelung wird auch deshalb als sachgerecht betrachtet, weil sie in erster Linie an
Fachleute gerichtet ist.44 Im Unterschied dazu stellt der Gesetzgeber im VwVfG und im SGB X
bewusst auf die Mitwirkung des Adressaten des Verwaltungsaktes ab.45 Damit erklärt sich auch
die unterschiedliche Terminologie in der AO («Bekanntgabe von Verwaltungsakten durch Bereit-
stellung zum Datenabruf»)46 und in den Erläuterungen zum VwVfG und SGB X («Bekanntgabe
durch Datenabruf»).47
[Rz 28] Ergänzend zur Drei-Tages-Fiktion enthält die AO auch eine Regelung was geschieht, wenn
der (rechtzeitige) Zugang der Benachrichtigung bestritten wird. Diesfalls wird auf den tatsächli-
chen Datenabruf abgestellt (§ 122a Abs. 4 Sätze 2 und 3 AO). Eine entsprechende Regelung für
Fälle, in denen der Zugang der Benachrichtigung bestritten wird, ist im VwVfG und im SGB X
überflüssig, da die Bereitstellung zum Datenabruf bei Nichtabruf nach zehn Tagen endet und die
Möglichkeit der anderweitigen Bekanntgabe besteht.
[Rz 29] Ein in der AO nicht enthaltenes, zusätzliches Element stellt die Vorgabe dar, dass die
Behörde zu gewährleisten hat, dass der Verwaltungsakt von der abrufberechtigten Person ge-
speichert werden kann (§ 41 Abs. 2a Satz 2 Hs. 2 VwVfG bzw. § 37 Abs. 2a Hs. 2 SGB X). Ei-
ne reine Lesefunktion genügt diesen Anforderungen nicht.48 Die wirksame Bekanntgabe eines
elektronischen Verwaltungsaktes setzt den Übergang des Verwaltungsaktes in den Machtbereich
des Empfängers voraus.49 Dazu ist nicht erforderlich, dass der Abrufberechtigte den elektroni-
schen Verwaltungsakt speichern können muss; es reicht aus, wenn der Verwaltungsakt so über
das Internet auf einem Speicherplatz abgelegt wird, dass der Abrufberechtigte (alleinigen) Zu-
40 BT-Drs. 18/8434, S. 131.
41 Siehe oben Rz. 25.
42 Vgl. zu diesem Unterschied Braun Binder (Fn. 4).
43 BT-Drs. 18/8434, S. 120.
44 BT-Drs. 18/8434, S. 120.
45 Vgl. BT-Drs. 18/8434, S. 131 und 132.
46 BT-Drs. 18/8434, S. 31 und 120.
47 BT-Drs. 18/8434, S. 131 f.
48 BT-Drs. 18/8434, S. 131 f.
49 Vgl. nur Jan Skrobotz, Das elektronische Verwaltungsverfahren, Berlin 2005, S. 253.
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griﬀ hat.50 Die Möglichkeit des Abrufberechtigten, den Verwaltungsakt selbst abzuspeichern, ist
kein für die Wirksamkeit der Bekanntgabe zwingend notwendiges Element. Insofern verlangt die
Formulierung im VwVfG und im SGB X mehr als diejenige in der AO.51
[Rz 30] Vom Regelungsaufbau her ist schließlich darauf hinzuweisen, dass in der AO die Be-
kanntgabe in einem separaten Paragraphen (§ 122a AO) vorgesehen ist, während im VwVfG und
im SGB X der Paragraph, der die Regelungen über die Bekanntgabe von Verwaltungsakten ent-
hält, jeweils um einen Absatz (Abs. 2a) ergänzt wurde. Soweit ersichtlich ist mit dieser Diﬀerenz
allerdings keine inhaltliche Unterscheidung verbunden.
IV. Fazit
[Rz 31] Mit den erwähnten Bestimmungen hat der Gesetzgeber den Grundsatzentscheid zuguns-
ten der Möglichkeit vollautomatisierter Verwaltungsverfahren gefällt. Konkrete Anwendungsbe-
reiche sind bislang allerdings nur im Besteuerungsverfahren ersichtlich. Dort rechnet man für
die Umsetzung mit bis zu sieben Jahren.52 Für Verwaltungsverfahren nach dem VwVfG oder
SGB X bedarf es weiterer Bestimmungen im Fachrecht. Konkrete Verfahren, die vollautomatisiert
durchgeführt werden sollen, sind noch nicht absehbar. Schneller dürften in der Praxis dagegen
die neuen Bestimmungen zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten über Behördenportale umge-
setzt werden. Diese beziehen sich nicht nur auf vollautomatisiert erlassene Verwaltungsakte. Sie
gelten für alle elektronischen Verwaltungsakte.53
Nadja Braun Binder ist Koordinatorin des Programmbereichs «Transformation des Staates in
Zeiten der Digitalisierung» am Deutschen Forschungsinstitut für öﬀentliche Verwaltung (FÖV)
und Habilitandin am Lehrstuhl für Öﬀentliches Recht, Finanz- und Steuerrecht der Deutschen
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer (Univ.-Prof. Dr. Joachim Wieland, LL.M).
50 Vgl. nur Klaus Ritgen, in: Rainer Bauer/Dirk Heckmann/Kay Ruge/Martin Schallbruch/Sönke E. Schulz (Hrsg.),
Verwaltungsverfahrensgesetz und E-Government, 2. Aufl. 2014, § 41 Rn. 71.
51 Vgl. auch Braun Binder (Fn. 4).
52 Vgl. BT-Plenarprotokoll 18/159, S. 15715 B.
53 Vgl. auch Braun Binder, (Fn. 13), 342.
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